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Rainer Schuster:
Gleiches Recht für Bayern
Bund muss A 99 finanzieren
(bbiv) München. Für unerträglich hält es Dipl.-Ing. Rainer Schuster, Vorsitzender des Bezirksverbandes Oberbayern des Bayerischen Bauindustrieverbandes, dass der Bund bei der Finanzierung von Verkehrsinfrastrukturmaßnahmen ganz offensichtlich zum Nachteil Bayerns ungleiche Maßstäbe anlegt.

Bundesverkehrsminister Reinhard Klimmt hatte gegenüber dem Münchner Oberbürgermeister Christian Ude erklärt, vor 2003 finanziere der Bund nur baureife Straßenbaumaßnahmen. Deshalb könne der Lückenschluss der A 99 zwischen Langwied und der A 96 München-Lindau im Investitionsprogramm des Bundes 1999 bis 2002 nicht auftauchen.

Dazu Schuster: „Nach einem Blick in sein Investitionsprogramm kann ich die Aussagen des Bundesverkehrsministers nicht nachvollziehen.“ Denn dieses beinhalte auch den Ausbau des Mainzer Rings (A 60) und – als privat zu finanzierende Maßnahme - den Hochmoselübergang B 50 (neu). In beiden Fällen bestehe noch kein Baurecht. Beim Hochmoselübergang sei der Abschluss des Planfeststellungsverfahrens frühestens im kommenden Jahr, im Fall der A 60 kaum vor 2001 zu erwarten. Dagegen sei der Planfeststellungsbeschluss für den genannten Abschnitt der A 99 bereits am 18. Juni 1999 ergangen. Dennoch verweigere der Bund hier die Finanzierung.

Schuster: „Die Vorhaben an A 60 und B 50 sind  verkehrspolitisch ohne Zweifel unverzichtbar. Aber das gleiche gilt für die A 99. Ich fordere den Bundesverkehrsminister nachdrücklich auf, in Bayern keine anderen Maßstäbe anzulegen als in Rheinland-Pfalz und die Mittel für den Weiterbau der A 99 im Jahr 2000 zur Verfügung zu stellen.“
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